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Waffenrecht

Veröffentlichung mit freundlicher Genehmigung von 

SPORT & VEREIN – Informationsservice, Dr. Georg Westerkamp

Schützenverband als Amt 

Vor zwei Jahren berichten wir über einen Fall vor dem Landgericht 

Hannover. Die gesetzlich vorgesehene Mitwirkung von Schieß-

sportverbänden für den Erwerb einer Waffenbesitzkarte hatte 

ein herausgehobenes Mitglied eines solchen Verbandes missbraucht 

und Interessenten Sachkundezeugnisse und weitere Bescheinigun-

gen gegen Bezahlung verschafft. Für den Hauptangeklagten hatte 

das eine Verurteilung zu einer Freiheitsstrafe von vier Jahren und 

sechs Monaten bedeutet. Trotz Revision blieb es dabei.

Die Revisionen aller Verurteilten blieben erfolglos. 

Das Landgericht hatte das Handeln des Hauptangeklagten als Be-

stechlichkeit nach § 332 Abs. 1 Satz 1, § 53 StGB, das der Mit-

angeklagten als Beihilfe zur Bestechlichkeit gewertet. Dabei war 

die Strafkammer davon ausgegangen, dass die Angeklagten als 

Mitglieder des Sachkundeprüfungsausschusses des Schieß-

sportverbandes Amtsträger im Sinne des § 11 Abs. l Nr. 2 Buchst. 

c StGB waren. 

Gemäß § 11 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. c StGB ist Amtsträger, wer 

nach deutschem Recht dazu bestellt ist, bei einer Behörde oder 

bei einer sonstigen Stelle oder in deren Auftrag Aufgaben der 

öffentlichen Verwaltung unbeschadet der zur Aufgabener-

füllung gewählten Organisationsform wahrzunehmen. Diese 

Voraussetzungen erfüllten die Angeklagten, indem sie als 

Mitglieder des vereinseigenen Prüfungsausschusses Prüfun-

gen zum Nachweis der Sachkunde im Umgang mit Waffen 

und Munition im Sinne des § 7 Abs. 1 WaffG durchführten 

und entsprechende, für die Erteilung einer Waffenbesitzkarte 

bindende Zeugnisse ausstellten. 

a) Bei der Durchführung von Sachkundeprüfungen und der Erteilung 

von Sachkundezeugnissen handelte es sich um eine Aufgabe der

öffentlichen Verwaltung.

aa) Dem Begriff der öffentlichen Verwaltung sind alle Tätig-

keiten zuzuordnen, die aus der Staatsgewalt abgeleitet sind 

und staatlichen Zwecken dienen. Das schließt sowohl die 

Aufgaben der staatlichen Anordnungs und Zwangsgewalt 

als auch das Tätigwerden des Staates im Bereich der Leis-

tungsverwaltung und Daseinsvorsorge sowie ferner dessen 

erwerbswirtschaftlich-fiskalisches Handeln ein.

Maßgeblich für die Zuordnung zur öffentlichen Verwaltung ist inso-

weit eine funktionale Betrachtung anhand des materiellen Gehalts 

der konkreten Tätigkeit; die Organisationsform der ausführenden 

Institution ist demgegenüber unerheblich. 

Tätigkeiten im Rahmen der Eingriffs bzw. Ordnungsverwaltung, 

also der belastenden Anordnungs- und Zwangsgewalt, sind danach 

in aller Regel - auch dann, wenn sie von Beliehenen oder anderen 

Privatrechtssubjekten ausgeübt werden - Aufgaben der öffentlichen 

Verwaltung. Denn in diesen Fällen greift der Staat mit dem Ziel, 

die öffentliche Sicherheit und Ordnung zu gewährleisten, einseitig 

und rechtsverbindlich in Rechtspositionen - insbesondere die Frei-

heit - der Bürger ein. Dies ist eine originäre Aufgabe der staatlichen 

Gewalt, die ausschließlich hoheitlich erfüllt werden kann. 

bb) Nach den aufgezeigten Maßstäben stellt die Prüfung der 

Sachkunde im Umgang mit Waffen und Munition nebst Er-

teilung eines als Sachkundenachweis im Sinne des § 7 Abs. 1 

WaffG dienenden Zeugnisses eine Aufgabe der öffentlichen 

Verwaltung dar, weil eine solche Tätigkeit als Bestandteil 

einer waffenrechtlichen Entscheidung in den Bereich der Ein-

griffsverwaltung fällt. Das Waffengesetz dient - entsprechend 

dem in § 1 Abs. 1 WaffG beschriebenen Gesetzeszweck - in erster 

Linie der Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit und Ord-

nung, indem der Erwerb, der Besitz und der Gebrauch von Waffen 

und Munition gesetzlichen Regelungen unterworfen werden. Der 

Zielsetzung folgt die Gesetzsystematik, wonach der Umgang 

mit Waffen und Munition, die dem Anwendungsbereich des 

Gesetzes unterfallen, grundsätzlich verboten ist und nur 

ausnahmsweise gemäß § 2 Abs. 2 WaffG durch Erteilung 

behördlicher Erlaubnisse gestattet werden kann. 

Zu diesen verwaltungsrechtlichen Erlaubnissen zählt die Waffen-

besitzkarte nach§ 10 Abs. 1 WaffG, die eine ausnahmsweise Be-

rechtigung zum Erwerb und Besitz von Waffen begründet. Ob die 

hierfür erforderlichen Voraussetzungen im Einzelfall erfüllt sind und 

dem Antragsteller demgemäß die begehrte Rechtsposition einzu-

räumen ist oder andernfalls zugunsten der öffentlichen Sicherheit 

und Ordnung versagt bleiben muss, entscheidet die nach dem 

jeweiligen Landesrecht zuständige Behörde (§ 48 WaffG). Die maß-

geblichen Anforderungen an waffenrechtliche Erlaubnisse - mithin 

auch für die Erteilung einer Waffenbesitzkarte - sind allgemein in 

§ 4 WaffG geregelt. Danach wird unter anderem ein Nachweis der

Sachkunde im Umgang mit Waffen und Munition gefordert (§ 4

Abs. 1 Nr. 3 WaffG). Diesen Nachweis wiederum erbringt gemäß §

7 Abs. 1 WaffG, wer eine Prüfung vor der dafür bestimmten Stelle

bestanden hat oder seine Sachkunde durch eine Tätigkeit oder

Ausbildung nachweist.
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Nach alledem fügte sich das Handeln der Angeklagten als Mitglieder des vereins-

eigenen Prüfungsausschusses in den Ablauf einer behördlichen Entscheidung auf 

dem Gebiet der Eingriffsverwaltung ein, so dass sie Aufgaben der öffentlichen 

Verwaltung wahrnahmen. 

b) Der Prüfungsausschuss des Schießsportverbandes war auch eine sonstige

Stelle im Sinne des § 11 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. c StGB.

aa) Unter den Begriff der „sonstige Stelle“ fallen behördenähnliche Insti-

tutionen, die unabhängig von ihrer Organisationform befugt sind, bei 

der Ausführung von Gesetzen mitzuwirken, ohne selbst Behörde im 

verwaltungsrechtlichen Sinne zu sein. Hierzu zählen auch zur Erfüllung 

öffentlicher Aufgaben berufene Vereinigungen, Ausschüsse oder Beiräte. 

Sofern die Stelle als juristische Person des Privatrechts organisiert ist, muss 

sie jedoch Merkmale aufweisen, die eine Gleichstellung mit einer Behörde 

rechtfertigen; bei einer Gesamtbetrachtung muss sie als „verlängerter Arm 

des Staates“ erscheinen. Ob das der Fall ist, ist wiederum nach wertender 

Gesamtbetrachtung zu entscheiden, in die unter anderem der Umstand ein-

zubeziehen ist, in welchem Umfang staatliche Steuerungs- und Einflussnah-

memöglichkeiten bestehen.

c) Zur Wahrnehmung der Aufgabe der öffentlichen Verwaltung waren die Ange-

klagten auch bestellt.

Für den vereinseigenen Sachkundeprüfungsausschuss, der seiner Rechtsnatur nach 

keine juristische Person des Privatrechts ist, gelten diese Erwägungen entsprechend. 

Bei der Einführung der Möglichkeit, Sachkundeprüfungen auch durch Schieß-

sportvereine durchführen zu lassen, ging der Gesetzgeber davon aus, dass 

die Vereine für diese Aufgabe als zuverlässig genug anzusehen seien, wenn 

sie einem staatlich anerkannten Schießsportverband angehören, da bei 

dessen Anerkennung durch das Bundesverwaltungsamt stets auch die Be-

tätigung des Verbandes auf dem Gebiet der schießsportlichen Ausbildung 

geprüft wird. Vor diesem Hintergrund erachtete es der Normgeber lediglich als 

erforderlich, das Prüfungsverfahren und die Beteiligung der Behörde zu regeln. Eine 

darüberhinausgehende Einflussnahme auf die personelle Besetzung des Ausschusses 

hielt er hingegen ersichtlich nicht für notwendig. Demgemäß bleibt der rechtliche 

Rahmen auf die Vorgabe beschränkt, dass der Ausschuss nach § 3 Abs. 5 Satz 2 

i.V.m. Abs. 4 Satz 3 Halbsatz 1 A Waftv unter Bezugnahme auf§ 2 Abs. 2 A Waftv

aus dem Vorsitzenden und zwei Beisitzern zu bestehen hat, wobei die Mitglieder

des Ausschusses selbst sachkundig sein müssen. Im Ergebnis bedeutet dies, dass das 

Recht ausschließlich die Erfüllung der Aufgabe auf den vereinseigenen Prüfungs-

ausschuss überträgt und es im Übrigen den Vereinen überlässt, zu entscheiden, ob

überhaupt ein solcher Ausschuss eingerichtet und mit welchen natürlichen Personen 

er gegebenenfalls besetzt wird.

Hiernach waren die Angeklagten als Mitglieder des Prüfungsausschusses des

Schießsportverbandes im Sinne des § 11 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. c StGB bestellt

und übernahmen kraft dieser Funktion die auf den Ausschuss übertragene

Aufgabe der öffentlichen Verwaltung.

Bundessgerichtshof vom 10.01.2019 - 3 StR 635/17


